
BayStVollzG: Art. 198 Allgemeine Regelungen der Datenübermittlung

Art. 198  Allgemeine Regelungen der Datenübermittlung 
 
(1) 1Die Anstalt unterlässt die Übermittlung personenbezogener Daten, die erkennbar unrichtig, 
unvollständig oder nicht mehr auf dem gegenwärtigen Stand sind. 2Soweit möglich unterzieht sie die Daten 
vor Übermittlung einer diesbezüglichen Überprüfung. 3Die empfangende Stelle beurteilt die Richtigkeit, 
Vollständigkeit, die Zuverlässigkeit und Aktualität der Daten in eigener Zuständigkeit. 4Die übermittelnde 
Stelle fügt nach Möglichkeit die zur Prüfung erforderlichen Informationen bei.

(2) 1Werden Daten nach ihrer Übermittlung nach Art. 202 Abs. 4 gelöscht oder wird nach Art. 202 Abs. 5 
ihre Verarbeitung eingeschränkt, ist dies dem Empfänger unverzüglich mitzuteilen. 2Erweisen sich 
personenbezogene Daten nach ihrer Übermittlung als unrichtig, sind sie unverzüglich zu berichtigen,

1.  bei einer Übermittlung durch die Anstalt gegenüber der empfangenden Stelle, wenn dies zur Wahrung 
schutzwürdiger Interessen des Betroffenen erforderlich ist, und

 
2.  bei einer Übermittlung an die Anstalt gegenüber der übermittelnden Stelle, soweit dies möglich und 
zumutbar ist.

 
(3) 1Erweist sich die Übermittlung personenbezogener Daten als unrechtmäßig, ist dies der empfangenden 
Stelle unverzüglich mitzuteilen. 2Die Daten dürfen von dieser nicht mehr verarbeitet werden und sind 
unverzüglich in der Verarbeitung einzuschränken, wenn sie zu Zwecken der Dokumentation noch benötigt 
werden; andernfalls sind sie von dieser unverzüglich zu löschen.

(4) 1Die empfangende Stelle darf die übermittelten personenbezogenen Daten nur zu dem Zweck 
verarbeiten, zu dem sie ihr übermittelt worden sind. 2Die empfangende Stelle darf die Daten für andere 
Zwecke nur verarbeiten, soweit sie ihr auch für diese Zwecke hätten übermittelt werden dürfen. 3Bestehen 
für die Verarbeitung besondere Bedingungen, ist die empfangende Stelle darauf hinzuweisen. 4Nicht 
öffentliche Stellen im Sinn des Art. 1 BayDSG bedürfen für die Weiterverarbeitung nach Satz 2 der 
Zustimmung der Anstalt; sie sind auf die Regelungen des Halbsatzes 1 sowie der Sätze 1 und 2 
hinzuweisen.

(5) Die Anstalt darf auf Empfänger in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder in Staaten, die 
die Bestimmungen des Schengen-Besitzstandes auf Grund eines Assoziierungsübereinkommens mit der 
Europäischen Union über die Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstandes 
anwenden, sowie auf Organisationen der Europäischen Union keine Bedingungen anwenden, die nicht 
auch für entsprechende innerstaatliche Datenübermittlungen gelten.


